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Erscheint jeden Montag früh. 
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Inſerate 


Die religiöſe und die politiſche Freiheit. 


Wir erhalten von einem Freunde unfered Blattes 
eine an die liberalen Wahlkomites in Deutſchland 
gerichtete Zuschrift. Obgleich der Tag der Wahl jo 
nahe iſt, daß man meinen könnte, eine Zuſchrift an die 
Wahlkomite's verſpreche keinen Erfolg mehr, ſo iſt doch 
die in der Zuſchrift angeregte Sache von hoher Be⸗ 
deutung und verdient zu jeder Zeit die volle Aufmerk⸗ 
ſamkeit, jo daß wir dieſe Zuſchrift hier folgen laſſen und 
uns gerne der Bitte des Verfaſſers, die ſämmtlichen 


liberalen Blätter Deutſchlands möchten derſelben 
durch Abdruck die möglichſt große Verbreitung geben, 
anſchließen. 


Die Zuſchrift lautet: 

Wie bei jeder Abgeordneten⸗Wahl, jo ſcheuen Sie, 
geehrte eh an jetzt weder Zeitaufwand, noch Mühe, 
noch Koſten, fämmtliche Volksklaſſen über die Bedeutung 
und Wichtigkeit liberaler Wahlen zu unterrichten. Weil ich 
Ihre gute Abſicht anerkenne und mit Ihnen derſelben Anſicht 
din, daß die ſchroffe Parteiftellung nicht eher aufhören und 
ein allſeitig befriedigender Zuſtand nicht eher erreicht 1 
wird, als bis den zeitgemäßen und gerechten Forderungen es 
Volks Rechnung getragen iſt, ſo will ich mir erlauben, Sie 
zur Erreichung des großen Zwecks auf einen Umſtand auf 
merkſam zu machen, der bei den Wahl'⸗Agitationen häufig 
hervortritt. 2 £ 

Indem nämlich Sie, meine Herren, jetzt eifrig bemüht 
find, Ihre aufklärenden Flugblätter überallhin, namentlich in 
die Hände der Landbevölkerung zu bringen, ſo werden Sie 
gewiß auf Ihre Fragen: „Wer iſt in dieſem Dorfe unſer 
Maun? wem können wir auf jenem Gute vertrauen?“ nicht 
ſelten die Antwort erhalten haben: „Hier kenne ich Den und 
dort Jenen, als religiös freidenkend und für eine kirchliche 
Reform ſtrebend, folglich ſind dieſelben auch politiſch 
liberal und ohne Zweifel die Unſrigen.“ 

Und wenn Sie auf ſolchen Schluß baueten, ſo werden 
Sie ſich nie getäuſcht haben. Denn Menſchen, deren Reli⸗ 

ion nicht in beſtrittenen Dogmen, ſondern hauptſächlich in 


olgenden einfachen Sätzen wurzelt: „Denke nach! Gebrauche 


ſtets Deine Vernunft und folge genau Deinem Gewiſſen! 


Suche Dich und die Welt zu erkennen! Strebe unabläſſig 
ein beſſerer Menſch zu werden, und thue überall redlich und 


fleißig das Deine, damit es auch beſſer auf der Erde werde! 


Halte es für die höchſte göttliche Beſtimmung, die in Dich 
gelegten Seen Kräfte zur Entwicklung zu bringen, und 
bei dem Streben für Deine eigene Sache ſuche zugleich das 
Ganze zu fördern“ — wie wäre es möglich, ſage ich, daß 
ſolche Menſchen zur Abgeordnetenwahl nicht am rechten Platze 
ſein ſollten? : 

Um jo mehr muß man ſich aber wundern, daß ſo viele 
Liberale — und beſonders die Gebildeteren derſelben — 
häufig das religiöſe Vorwärtsſtreben unſerer Zeit fo unbe⸗ 
achtet liegen (allen; daß fie es vorziehen, veriodenweiſe mit 
großer Anstrengung und Opferwilligkeit für eine einſeitige 
(politische) Bildung zu wirken, ſtatt anhaltend — und gewiß 
mit beſſerem Erfolge — für die ganze, volle (veligiöfe) 
e ibre Theilnahme und ibren Einfluß berzu⸗ 
geben! 

Sie, geehrte Herren, ſollten in dem fraglichen Punkte 
doch von Ihren Gegnern lernen. Dieſe wiſſen genau, was 
fie an der gegenwärtigen Kirche haben! Sie, m. H., hul⸗ 
digen laut Ihrer an und untere Volksklaſſen erlaſſenen „Auf- 
rufe“ der Selbſthülfe auf dem politiſchen Gebiete, ges 
wiß auch auf dem gewerblichen, warum nicht auch auf 
dem allgemeinſten, dem religibſen? Laſſen Sie uns nicht 
mit der Kirche allein ringen, reichen Sie uns doch auch hier 
die Hand! Soll das aufzubauende Staatsgebäude ein dauerndes 
werden, ſo laſſen Sie uns doch zunächſt mit vereinter 
Kraft an die Herſtellung des Fundamentes gehen, wobei 
der geringſte Mann, die ſchlichteſte Frau, ja der einfachſte 
Kindesſinn mit thätig ſein kann! Wollen Sie nicht mit uns 
aus der Staats⸗Kirche ſcheiden — nun ſo ringen Sie mit 
uns, dieſelbe in eine anziehende, fruchtbare Volks- 
Kirche umzuwandeln; erſtreben Sie — vielleicht durch Tau⸗ 
ſende von Petitionen — eine kirchliche Gemeinde⸗Ordnung, 
auf deren Grunde es der Gemeinde zuſteht über ihre heiligfte 
Angelegenheit mitzuſprechen! Ehe Sie ſich auflöſen, komme 
der Geiſt eines Luther über Sie, und treibe Sie, zu berathen 
und zu thun, in dieſer hochwichtigſten Sache; Ihre eigenen 
Kinder flehen mit uns darum! 


der Kampf für die bürgerliche Freiheit vorzugsweiſe auf 


&. 


8 


religiöſem Gebiete geführt worden iſt. Weil aber diefer 
Zuſammenhang ein ſeit langer Zeit erkannter iſt, deshalb 
glauben wir auch, daß der Verfaſſer irrt, wenn er meint, 
daß auch nur einer der Kämpfer für die politiſche Frei⸗ 
heit jemals dieſen Zuſammenhang aus den Augen 
gelaſſen hat. 

Wenn nun aber in den letzten Jahren die politiſchen 
Fragen ſich ganz beſonders in den Vordergrund gedrängt 
haben, ſo lag dies in äußeren Verhältniſſen, nicht in 
einem prinzipiellen Zurückdrängen jener religiöſen Fra⸗ 
gen. Trotzdem hat die Geſchichte der letzten Jahre gezeigt, 
daß in keinem Augenblick, ſelbſt nicht zur Zeit 
der brennendſten pelliſchen Kämpfe, die religiöſen Fragen 
außer Acht gelaſſen worden ſind. Wir erinnern nur an 
die vielen und lebhaften Debatten, welche im Abgeord⸗ 
netenhauſe über die verſchiedenen Artikel der Verfaffung, 
welche von den religiöſen Angelegenheiten handeln, 
geführt worden ſind. 

Allerdings iſt das Streben der liberalen Partei auf 
dieſem Gebiete noch von keinem großen Erfolge gekrönt wor⸗ 
den. Es iſt bis jetzt noch ebenſo wenig gelungen, den 
freireligiöſen Gemeinden zu der ſtaatlichen Stellung zu 
verhelfen, welche ſie einnehmen müſſen, wenn ihre Wirk⸗ 
ſamkeit eine möglichſt ſegensreiche werden ſoll, wie es 
gelungen iſt, die mittelalterlichen Schranken zu beſeitigen, 
welche den Juden im Staatsleben vielfach entgegenstehen. 
Aber trifft die Schuld davon diejenigen, welche fort und 
fort für die Freiheit in jeder Beziehung gekämpft haben? 
Wir meinen, Niemand wird dieſe Frage zu Ungunſten 
der liberalen Partei beantworten. . 

Wenn man nun aber dieſen Perſonen aus dem 
Mißerfolg, den ihre Anſtrengungen bis jetzt nur aufzu⸗ 
weiſen haben, keinen Vorwurf machen kann, ſo werden 
1 auch für die Zukunft gewiß keinen Grund geben zu 

em Vorwurf der Lauheit. Die Ausdauer, mit welcher 

ſie auf politiſchem Gebiete den Kampf für unſer Recht 
geführt haben, giebt uns die Zuverſicht, daß ſie auch 
fernerhin bei jeder Gelegenheit ihre Verſuche zur Her⸗ 
ſtellung der religiöſen Freiheit erneuern werden. 

Wenn wir aber nach dem Geſagten auch glauben, 
daß das, was der Verfaſſer der oben mitgetheilten Zei⸗ 
len wünſcht, von den Führern der liberalen Partei in 
keiner Weiſe vernachläſſigt wird, ſo hielten wir es doch 
nicht für unnöthig, die Zuſchrift ſelbſt zur Kenntniß 
unſerer Leſer zu bringen, ſei es auch nur, um das Be⸗ 
wußtſein von dem innigen Zuſammenhang des religiöſen 
und politiſchen Fortſchritts wach zu halten. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Der Landtag hat in der vergangenen Woche 
ſeine Arbeiten beendigt. Dieſe letzte Woche dat noch einige 
ſehr wichtige aa gebracht. Zuerſt die Frage 
wegen der Eifenbahn Anleihe. Das Herrenhaus hatte 
den vom Abgeordnetenhauſe angenommenen 8 6 des Geſetzes, 
welcher den Verkauf und die Verpachtung aller durch das 
Geſetz betroffenen Bahnen von der Genehmigung der Volks⸗ 
vertretung abhängig macht, verworfen, nachdem der Minifter- 
präſident ſich in einer ausführlichen Rede dagegen erklärt 
hatte. Im Abgeordnetenhaus wurde der betreffende Para⸗ 


taph darauf in der Weiſe modificirt, daß ſich die Klauſel 
über den Verkauf nur auf die neuen Anlagen begeht, und 
außerdem die Verpachtung freigegeben iſt. Diefer Aenderung 
hat die Regierung und das Herrenhaus beigeſtimmt. 

Das Geſetz über die Aenderung der Poſttaxe war 
vom Herrenhauſe nicht in der Form, wie es aus den Be⸗ 
rathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen, ange⸗ 
nommen worden, ſondern in der Faſſung, wie es von der Re⸗ 

ierung vorgelegt war; das Abgeordnetenhaus hat bei feinen 

erathungen ſeine frühere Faſſung wiederhergeſtellt. Es ift 
alſo in dieſem Punkte keine Einigung erzielt worden, und 
bleibt alſo vorläufig der alte Poſttarif beſtehen. 

Bei dem Geſetz über die privatrechtliche Stellung 
der Genoſſenſchaften hat das Herrenhaus einige nicht 
ſehr weſentliche Aenderungen vorgenommen, das Abgeordneten. 
haus trat denſelben bei, und ſteh fo demnächſt das Inkraft⸗ 
treten dieſes fo dringend gewünſchten Geſetzes in Ausſicht. 
Außerdem wurde im Abgeordnetenhauſe eine Reihe von Pe⸗ 
titionen erledigt, im Herrenhaufe eine Reihe von Geſetzen in 
der Form, wie fie aus den Berathungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes ee e 

Ein Geſetz⸗Entwurf aber, welcher im Abgeordnetenhauſe 
einſtimmig angenommen worden, fiel im Herrenhauſe durch. 
Es war dies der Geſetzentwurf betreffend den Schutz 
Bee e e durch die Preſſe erſtatteter 
Berichte über die parlamentariſchen Verhandlun⸗ 

en des Reichstags des norddeutſchen Bundes. 
Vie Kommiſſion des Herrenhauſes, welche das Geſetz vorbe 
rathen, hatte mit 9 gegen 3 Stimmen beantragt, den Geſetz⸗ 
entwurf anzunehmen und Niemand glaubte an eine Verwer⸗ 
fung des Geſetzes. Da nahm der Minifterpräfident, Graf 
Bismarck, bei der Debatte das Wort und ſagte: „Die 
Staatsregierung hat, bezüglich der Redefreiheit im Reichstage 
des norddeutſchen Bundes, alles gethan, was von ihr ge⸗ 
wünſcht worden if. Hinſichtlich der durch die Preſſe er- 
ſtatteten Berichte aber verhält ſich die Sache anders. Man 
darf nicht überſehen, daß dieſe Berichte einem großen und 
viel weniger urtheilsfähigen Publikum zugehen, als dasjenige 
iſt, an welches die Reden von der Tribüne aus gerichtet 
werden. Auch finden die Reden der Abgeordneten auf der- 
ſelben Tribüne ein Korrektiv. Dieſes fehlt aber der großen 
Menge, die gewöhnlich nur eine Zeitung lieſt, in der die 
ertremften Aeußerungen beſonders hervorgehoben werden. Die 
Regierun fürchtet nicht die Berichte, ſie wünſcht aber eine 
gleiche Vertheilung von Sonne und Wind und hält daher 
ein Korrektiv durch das Strafgeſetz für durchaus nothwendig. 
Noch iſt bei uns das Parteiweſen nicht ſo entwickelt, wie in 
andern konſtitutionellen Ländern. Wir geben uns der Hoff⸗ 
nung 95 daß nicht die ſchlimmſten Redner gewählt werden, 
dennoch aber ſind bereits Kandidaten genannt, die ſich vom 
Vaterlande ſchamlos losgeſagt, von denen man erwarten 
kann, daß ſie bei der ehernen Stirn, welche dieſe Leute haben, 
unter dem Schutz der Unverantwortlichkeit, die ſtrafbarſten 
Zeitungsartikel veranlaſſen würden. Die Regierung kann aber 
nicht wünſchen, daß die e e derartiger Reden 
ungeſtraft erfolge.“ Die ne dieſer Rede war die Ver⸗ 
werfung des Geſetzes im Herrenhauſe, und es wird ſich in Folge 
deſſen die Preſſe nicht in der age befinden, ausführliche 
Berichte über die Verhandlungen des norddeutſchen Parla⸗ 
mentes zu bringen, ſie wird ſich einfach mit Veröffentlichung 
der Beſchlüſſe des Parlaments begnügen müſſen. 

Am Freitag wurde in beiden 0 v des Landtags die 
königliche ade verkündet, durch welche der Schluß des 
Landtages auf den 9. d. M. Mittags 1 Uhr feſtgeſetzt ward. 
Die Thronrede, mit welcher der König den Landtag ſchloß, 


erkennt das wiederhergeſiellte Einvernehmen der Regierung 
und der Volksvertretung an, und ſpricht die Henn 
daß die gewonnene Erfahrung dazu dienen werde, künftighin 
neue Konflikte zu vermeiden. 
205 His des Abgeordnetenhauſes gab 
der Präſident v. Forkenbeck in der letzten Sitzung ein kurzes 
Bild, von dem wir hier das Weſentlichſte folgen laſſen. Von 
der Staats⸗Regierung ſind den beiden Häuſern des Landtags 
ſeit dem 5. Auguſt 1866 68 Vorlagen gemacht worden, 
darunter: 1) 40 Geſetz Entwürfe mit Einſchluß des 
Staats haushalts- Etats; 2) 9 Staats-, Handels und Schiff. 
fahrtsverträge; 3) 9 proviſoriſch erlaſſene Verordnungen; 4) 
5 allgemeine Rechnungen, nämlich die pr. 1859 —63; 5) drei 
Jahresberichte der Staatsſchulden⸗Commiſſion pr. 1862.—1864 
u. f. f. Von dieſen haben die nerfafjungsmäßige Zuftim- 
mung beider Häuſer des Landtags erhalten 60 Vorlagen, 
zwei find im Haufe ſelbftſtändig erledigt, vier find im Haufe 
der Abgeordneten abgelehnt worden, eine Vorlage iſt wegen 
Ablaufs der Seffion unerledigt geblieben, eine hat die verfaſſungs⸗ 
mäßige Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags nicht erreicht. 
Von den Mitgliedern des Hauſes ſind mit Einſchluß von 
9 Interpellationen 31 Anträge geſtellt, von denen 24 im 
Plenum erledigt find, 3 in den Commiſſionen durchberathen, 
wegen des Schluſſes der Seſſion aber nicht mehr im Plenum 
zur Berathung gekommen, 2 zurückgezogen und 2 unerledigt 
eblieben. Von dieſen Anträgen haben 4 das Haus veran⸗ 
aßt, Geſetzentwürfe anzunehmen; von dieſen 4 Geſetzentwürfen, 
die aus der Initiative des Hauſes hervorgegangen ſind, find 
3 von dem Herrenhauſe abgelehnt und der letzte, betreffend 
die Aufhebung von Beſchränkungen des vertragsmäßigen Zins ⸗ 
fußes bei Darlehnen, zu deren en es Eigen 
thum verpfändet wird, iſt im Herrenhauſe noch nicht zur Be⸗ 
rathung gekommen. Die Zahl der eingegangenen Petitionen 
beträgt 834. Das Haus hat 68 Plenarfigungen gehalten. 
ie man fagt, hat Preußen auf das Beſatzungs recht 
in Dresden verzichtet. Bun \ 
Die Verhandlungen der Bevollmächtigten der Staaten 
des norddeutſchen Bundes ſind geſchloſſen; der Bundesvertrag 
iſt allſeitig angenommen. . j 
In Hamburg bildet fid eine Partei, welche den Anſchluß 
an den Zollverein anſtrebt, ohne daß ſie die Gewährung 
eines Freihafens für nöthig hält. 


Neueſte Nachrichten. 

London, Sonnabend 9. Februar, Nachmittags. Die 
„Afia“ hat folgende Nachrichten aus New Pork vom 31. v. 
Mts. überbracht: Präſident Johnſon hat gegen die Bills, 
welche Nebraska und Colorado als Staaten anerkennen, ſein 
Veto eingelegt. Der Unionsgeſandte in Wien, Motley, 
hat ſeinen Abſchied genommen. 

Aus Veracruz vom 24. Dezember v. J. wird ge⸗ 
meldet, daß der juariſtiſche Befehlshaber in Mazatlan den 
dortigen amerikaniſchen Konſul Carman hatte hinrichten 
laſſen, weil derſelbe beſchuldigt wurde, zwei Mexikaner ge⸗ 
tödtet zu haben. Der Kommandeur eines Unions⸗Kanonen⸗ 
bootes forderte Genugthuung und bombardirte, weil dieſelbe 
verweigert wurde, die Stadt. 

Florenz, Sonnabend 9 Februar, Abends. Die Kirchen ⸗ 
güter- Kommiffion hat den Abgeordneten Criſpi zum Be⸗ 
richterſtatter fr das Plenum ernannt mit der Ermächtigung, 
dem Hauſe Ablehnung des Scialoja'ſchen . zu 
empfehlen. Bezüglich des politiſchen Theile bes Geſetzent⸗ 
wurfes lehnte es die Kommiſſion einſtimmig, bezüglich des 
finanziellen Theils mit 5 gegen 4 Stimmen ab, einen 
Gegenentwurf aufzuſtellen. 


Ueber die 


Aus Berlin. 

= Aus dem Berliner Vereinsleben. Das Ende 
der Wahlbewegung kündet ſich dadurch an, daß bereits in 
einzelnen Bezirksvereinen die brennende Frage durch andere 
a 1 bereits erſetzt worden iſt. So hat Herr 

r. Born ſeinen überaus zeitgemäßen Vortrag über den 
ypothekariſchen Kredit, von I wir bereits früher in une 
erer Vereinsſchau geſprochen, in zwei Bezirksvereinen wieder⸗ 
olt. Indeß konzentrirt ſich die Thätigkeit noch immer in 
er Wahlagitation, die ſowohl von liberaler als konſervativer 
Seite mit der größten Lebhaftigkeit betrieben wird. Die 
Feſtſtellung der beiderſeitigen Kandidatenliſte iſt nunmehr 
definitiv erfolgt und die Agitation aus den größeren Wahl⸗ 
verſammlungen in die kleineren Bezirke verpflanzt, deren 
Verhandlungen wegen ihrer Gleichartigkeit ſowohl als ihrer 
Ausdehnung wegen über die ganze Hauptſtadt ſich jeder 
Berichterſtattung naturgemäß entziehen. Wir beſchränken uns 
daher auf die Mittheilun en über die größeren Verſammlun⸗ 
gen im Laufe dieſer Woche, welche zur Schließung der Kan⸗ 
didatenliſte geführt haben. 

Der Streit, der zwiſchen den verſchiedenen Brauerei⸗ 
beſitzern und Hoflieferanten unter Affiſtenz des Heldenſängers 
Petſch und des am demokratiſchen Schulmeiſters 
Roſenthal über die Aufſtellung der Kandidaturen Bismarcks 
und des General v. Steinmetz entbrannt war, und in ver⸗ 
ſchiedenen Verſammlungen im Eiskeller und bei Ley äußerſt 
tumultuariſche Scenen herbeigeführt hatte, ſoll wie wir hören 
durch Vereinigung auf die Kandidatur des General v. Stein- 
metz geſchlichtet ſein. 

Außerdem war beſonders die Wahl⸗Agitation der Konſer⸗ 
vativen im II. Wahlbezirke rege, wo alle Anſtrengungen 
darauf gerichtet find, dem Miniſter⸗Präſidenten v. Bismarck 
um Siege über Waldeck zu verhelfen. Allerdings ſtehen ſich 

ier am ſchärfſten die Programme der Regierung und der 
Demokratie gegenů ber. 

So fanden denn auch bereits verſchiedene Verſammlungen 
ſtatt, in denen die Bismarckſche Kandidatur mit großem 
Eifer vertreten wurde. Die meiften dieſer Verſammlungen 
laufen indeſſen in der Weiſe ab, daß von einer Abſtimmung 
ſchließlich Abſtand genommen wird, was auch nicht nöthig 
iſt, da ja ſchon vor ſehr langer Zeit ein Komite fo gütig 
war, für die Aufſtellung Boniernaktger Kandidaten in der 
von der ſechs Donatare im Voraus Sorge zu tragen. 

n den übrigen Wahlbezirken ſchienen die Konſervativen 
ſich bei Empfehlung ihrer 
zu beſchränken. , 

Am Montag fand in einer von mehr als 3000 Perfonen 
beſuchten liberalen Wählerverfammlung des I. Berliner 
Reichstags⸗Wahlkreiſes die Aufftellung der definitiven Kan⸗ 
didatur ſtatt. Unter großem Beifall ſetzte der von der Ver⸗ 
trauensmännerverſammlung präſentirte Gerichtsaſſeſſor Lasker 
ſeinen bekannten politiſchen Standpunkt auseinander. Außer⸗ 
dem erlangte auch die Kandidatur des Herrn Stadtrichter 
Hierſemenzel ausreichend Unterſtützung. Sein Vortrag 
wurde ebenfalls mit großem Beifall aufgenommen. Eine 
Interpellation des Dr. Roſenthal, ob er der Verfaſſer eines 
Artikels in der Voſſiſchen Zeitung vom 18. Auguft 1866 
ſei, der unter der Ueberſchrift „Theorie und Praxis“ eine 
ſehr ſcharfe Kritik der Fortſchrittspartei enthalte, wies 
Herr Hierſemenzel als unſtatthaft zurück und verwies 
den dene ſch dier die Redaction der Voſſiſchen 1 
Nachdem ſich die beiden Kandidaten entfernt, wird zur Ab⸗ 
ſtimmung Rani und der Aſſeſſor Lasker mit ſehr über- 
wiegender Majorität zum alleinigen Kandidaten für den I. 
Berliner Reichswahlbezirk proklamirt. 


andidaten auf ſtehende Inſerate 


Am Dienſtag fand eine allgemeine Wählerverſammlung 
des V. Reichswaßlhezrts ftatt, in welcher der Abg. Frentzel 
unter großem Beifall der zahlreichen Anweſenden ſprach. Er 
hält die in der Reichsverfaſſung enthaltenen Grundrechte des 
deutſchen Volks für den nothwendigen Beſtandtheil der deut⸗ 
ſchen Bundesverfaſſung und ſprach ſich gegen die Deviſe: 
„Durch Einheit zur Freiheit“ mit Entſchiedenheit aus. 
Schließlich erklärte er indeß, daß er zu Gunſten Dunckers, 
der ganz auf ſeinem Standpunkt ſtehe, auf eine Wahl ver⸗ 
ichte. Herr Fele erklärte darauf, daß er der 
Verfaſſer des betreffenden Artikels in der Voſſiſcheu Zeitung 
(fiehe oben) ſei, und trat für diesmal von jeder Kandidatur 
um norddeutſchen Reichstage zurück. Die Abſtimmung er⸗ 
f gte durch Stimmzettel und fielen von 1261 Stimmen 868 
5 den Buchhändler Franz Duncker. 
Am Montag Abend fand in der Alhambra eine Arbei⸗ 
terverſammlung ſtatt, die auf Veranlaſſung des Buchdrucker⸗ 
ehülfen⸗Vereins zuſammenberufen war und aus etwa 400 
Perſonen beſtehen mochte. Die Verſammlung verlief ſehr 
tumultuariſch, da viele, ja die meiſten der Anweſenden von 
der durch den Vorſtand in Vorſchlag gebrachten Arbeiter⸗ 
Kandidatur garnichts wiſſen wollten und an ihrem bewährten 
Vertreter der Arbeiter⸗Intereſſen Schultze⸗Delitzſch feſthalten 
u wollen erklärten. Als es zur Abſtimmung über die vorge⸗ 
ſchlagenen Kandidaten kommen ſollte, entfernten ſich die An⸗ 
hänger von Schulze⸗Delitzſch und die übrigen aus höchſtens 
100 Perſonen beſtehend, proklamirten den Buchdrucker Feiſtel 
um Kandidaten für den VI. Berliner Reichswahlkreis. Es 
nd demnach für Berlin folgende Kandidaten aufgeftellt: 
1. Wahlkreis: 
Aſſeſſor Eduard Lasker (lib.) 
Kriegsminiſter v. Roon (conſ.) 
II. Wahlkreis: 
Geb. Obertribunalsrath Dr. Waldeck (Iib.) 
Miniſter⸗Präſident Graf v. Bismarck (conſ.) 
III. Wahlkreis: 
Dr. Moritz Wiggers aus Roſtock (lib. ) 
General v. Moltke (conſ.) 
IV. Wahlkreis: 
Stadtrath H. Runge (lib. ) 
General Vogel v. Falkenſtein (conſ.) 
V. Wahlkreis: 
Buchhändler Franz Duncker (lib.) 
General Herwart v. Bittenfeld (conſ.) 
VI. Wahlkreis: 
Abg. Schnlze⸗Oelitzſch (lib. ) 
. General Steinmetz (conſ.) 
Buchdrucker Feiſtel (Arbeiterkandidat.) 


= Im Laufe des Winters haben die Volksküchen, 
welche Anfangs keine Ausſicht auf eine gedeihliche Zukunft 
zu haben ſchienen, einen immer feſteren Boden gewonnen, 
jo daß das Komité für dieſelben nicht mehr daran denkt, fie 
eingehen zu laſſen. Von dem ſehr ſchmackhaften Eſſen er⸗ 
hält man für 13, Sgr. eine Portion, welche einen kräftigen 
Mann vollſtändig ſättigt, und ſeit in den meiſten Küchen 
die Vorkehrung getroffen iſt, daß das Eſſen daſelbſt verzehrt 
werden kann, ſieht man täglich eine größere Anzahl von Ar⸗ 
beitern in dieſen Lokalen ihr Mittagsmahl einnehmen. 

— Der Plan, das geſammte Droſchkenfuhrweſen Ber⸗ 
ſins in die Hand einer einzigen Droſchkengeſellſchaft zu vereinigen, 
taucht von Neuem auf. Wir find gewiß zweit zentfernt, den 
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jetzigen Zuſtand unſerer Droſchken auch nur annähernd für 
befriedigend zu halten, ja, wir haben ſtets geglaubt, daß di 
Droſchken eigentlich nicht wohl weniger dem Bedürfniß ent- 
Be können, als dies jetzt der Fall ift, — aber nach den 
erfahrungen, welche das Publikum in Berlin mit den ver⸗ 
1 Experimenten der Omnibusgeſellſchaft gemacht hat, 
rchten wir faft, bei Verwirklichung jenes Planes davon 
überzeugt zu werden, daß wir uns darin geirrt haben. 
— Einige Meilen von Berlin entfernt ſollen ſehr ergie⸗ 
bige Beiroleumguellen entdeckt worden ſein. 


Vermiſchtes. 5 
I In e wird die Schwierigkeit für die 
Damen, ſich zu kleiden, mit jedem Tage größer. Jetzt hat 
die Polizei durch ein Placat allen ſchwarz⸗ und roth ge⸗ 
ſtreiften Crinolinen den Krieg erklärt, und droht dem gegen 
dieſes Verbot handelnden weiblichen Geſchlecht mit Einſper⸗ 
rung und Geldſtrafen. Es iſt dieſe Maßregel keineswegs 
eine eigenmächtige Handlung der Lubliner Polizei, ſondern 
in einem Erlaß der Warſchauer Regierung begründet, welche 
ſelbſt in mehreren Modewaarenhandlungen der Hauptſtadt 
jenes ſchwarz⸗ und rothgeſtreifte weibliche Toilettenſtück 0 
Polizei- Agenten confisciren ließ. Die ruſſiſche Polizei wi 

nämlich entdeckt haben: das Roth ſei ein Theil der polniſchen 
Nationalfarben (roth⸗weiß) und das Schwarz die ſchon ſeit 
dem jüngſten Aufſtand ſtreng verbotene Farbe der Trauer. 
— Da nun weiß auch in den polniſchen Nationalfarben 
vorkommt, ſo wird dieſe Farbe auch wohl nächſtens verboten 
werden, und dann wird grün, was die Hoffnung auf eine 
beſſere Zukunft ausdrücken kann, und vielleicht auch blau als 
Symbol der Treue an das Vaterland verboten werden. Es 
wird den Polinnen alſo ſchließlich nichts anderes übrig bleiben, 
als fich in gelb, orange, lila oder violett zu kleiden! 


Theater am Montag. 

Opernhaus: Die Nachtwandlerin. Tanz. — Schau⸗ 
ſpielhaus: Spielt nicht mit dem Feuer. Freund und 
Feind. — Friedrich⸗Wilhelmſtadt: Aus bewegter Zeit. 
— Wallner: 15 Minuten im Zauberſalon. Eine Wein⸗ 
probe. Ein alter Kommis. Im Warteſalon dritter Klaſſe. 
— Viktoria: Medea. — Kroll: Weihnachtsausſtellung. 
Die Sphinx. Von Treu und Nugliſch. Ein Stündchen 
im Cafe chantant. Kalospinthechromokrene. — Wol- 
tersdorff: 500,000 Teufel. 
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Vorräthig in allen Buchhandlungen! 
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ES Edmund Wallner's 
Taſchen Liederbuch. 
479 Lieder. — 34. Auflage. 


Mit Angabe der Dichter, Componiſten u. 
Tonarten. 
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Wallner's Liederbuch iſt nunmehr in allen 
Kreiſen hinlänglich bekannt, die Verlagshand⸗ 
lung 1 ſich daher einer beſonderen An- 
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empfehlung entheben zu können. 


Preis 9 Sgr. oder 33 Kr. rhein. 


e e eee 
K Ee . . 88 


5 
80 


Verlag von Brzrand er Jen ag ir Berlin. — Druck von Franz Dunder in Berlin. — Verantwortl. Reda:zear u. Herausgeber: Dr. Lewinſtein in Berlin. 


